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N I E D E R S C H R I F T
(öffentlicher Teil)

27. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Sicherheit und Ordnung 
und Polizeibeirat

Sitzungstermin: Dienstag, 21.06.2022

Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr

Sitzungsende: 20:15 Uhr

Sitzungsort: Große Börse, Rathaus, 23539 Lübeck

 Anwesende Mitglieder

 Vorsitz
  2. Stellvertr. Stadtpräsidentin Silke Mählenhoff - BÜNDNIS 
90 / DIE GRÜNEN 

 Mitglieder aus der Bürgerschaft
   Philip Brozio - SPD Vertretung für: Herrn Dr. Marek Len-

gen

   Jochen Mauritz - CDU 
   Heiko Steffen - AfD Stellvertr. Fraktionsvorsitzender
   Frank Zahn - SPD 

 stimmberechtigte Mitglieder ohne M.d.Bü.
   Kimberly D`Amico - BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN Vertretung für: Herrn Peter Schüler

   Rüdiger Hinrichs - FREIE WÄHLER & GAL Vertretung für: Herrn Thomas Misch 
Stellvertr. Fraktionsvorsitzender

   Hans-Jürgen Martens - DIE LINKE Vertretung für: Herrn Sascha Luet-
kens Stellvertr. Fraktionsvorsitzender

   André Pätau - CDU Vertretung für: Herrn Oliver Prieur 
Fraktionsvorsitzender

   Barbara Steffen - CDU Vertretung für: Frau Claudia Treu-
mann-Greiff

   Ute Friedrichsen - SPD 
   Stefan Höfel - Die Unabhängigen 
   Rolf Müller - FDP 
   Paul-Gerhard Röttger - CDU 

 Beiratsmitglieder
   Kay Nitz - Behindertenbeirat bis 19:23 Uhr

   Helmut Franzke - Seniorenbeirat nur öffentlicher Teil

 Verwaltung
  Senator Ludger Hinsen - FB 3 - Umwelt, Sicherheit und 
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Ordnung 
   Kristin Gercke - 3.031 Fachbereichsdienste 
   Petra Poltrock - FBC FB 3 
   Thomas Köstler - 3.370 Feuerwehr 17:17 Uhr bis 20:08 Uhr

   Torben Schultz -  3.320 Ordnungsamt bis 19:25 Uhr

   Regina Teege - 3.340 Standesamt von 16:45 Uhr bis 19:12 Uhr

   Annette von Gerlach-Zapf - 3.390 Umwelt, Natur u. Ver-
braucherschutz 

ab 17:00 Uhr bis 20:13 Uhr

   Jessica Anton - FBC FB 2 bis 17:27 Uhr

   Barbara Schäfers -  3.390 - Umwelt-, Natur- und Verbrau-
cherschutz

zum TOP 3.2.3

   Angelika Schröder - Fachbereichsdienste FB 3 
   Sven Klempau - Stadtfeuerwehrverband 17:21 Uhr bis 19:10 Uhr

   Norbert Trabs - Polizeidirektion Lübeck bis 18:55 Uhr

   Tobias Braatz -  Polizei bis 18:55 Uhr

   Sven Hermes -  Polizei bis 18:55 Uhr

   Axel Lepine -  Polizei bis 18:55 Uhr

   Maik Seidel -  Polizei bis 18:55 Uhr

 Protokollführung
   Melanie Reichenauer - 3.031 Fachbereichsdienste 

 Entschuldigte Mitglieder

 Mitglieder aus der Bürgerschaft
   Bastian Langbehn - Fraktion Vielfalt Stellvertr. Fraktions-
vorsitzender

entschuldigt

  Dr. Marek Lengen - SPD entschuldigt

   Sascha Luetkens - DIE LINKE Stellvertr. Fraktionsvorsit-
zender

entschuldigt

   Thomas Misch - FREIE WÄHLER & GAL Stellvertr. Frak-
tionsvorsitzender

entschuldigt

   Oliver Prieur - CDU Fraktionsvorsitzender entschuldigt

   Claudia Treumann-Greiff - CDU entschuldigt

   Anka Grädner - Fraktion 21 Stellvertr. Fraktionsvorsitzen-
de

entschuldigt

 stimmberechtigte Mitglieder ohne M.d.Bü.
   Peter Schüler - BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN entschuldigt
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Öffentlicher Teil:

zu 1 Eröffnung / Begrüßung / Feststellung der Tagesordnung / Verpflichtungen

Die Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung mit der Feststellung der 
Beschlussfähigkeit.

Ferner macht die Vorsitzende darauf aufmerksam, dass Personen, die möglicherweise be-
fangen sein könnten, verpflichtet sind, dieses mitzuteilen. Ob jemand befangen sein könnte, 
entscheidet im Zweifel der Ausschuss.

Der Vorsitzende verpflichtet das bürgerliche Ausschussmitglied Frau Friedrichsen und das 
stellvertretende bürgerliche Ausschussmitglied Frau Kuncke mit den Worten: 
„Ich verpflichte Sie auf die gewissenhafte Erfüllung Ihrer Obliegenheiten, weise Sie auf die 
Rechte und Pflichten nach der Gemeindeordnung hin und führe Sie hiermit in Ihr Amt ein.“

Die Vorsitzende weist darauf hin, dass nachstehende Unterlagen zur heutigen Sitzung noch 
eingereicht wurden:

TOP 7.1/ VO/202211248 
Antrag von AM Dr. Lengen und AM Mauritz „Wir tun etwas für Bienen!“

Der Ausschuss stimmt mehrheitlich der Erweiterung der Tagesordnung unter 
Bejahung der Dringlichkeit einstimmig zu.

Die Verwaltung beantragt das Vorziehen des TOP 8 „Polizeibeirat“ sowie des TOP 4.1 
„Sachstand zur Begegnungsstätte für drogensuchtkranke Bürger:innen“ nach TOP 2.1 und 
sodann die gemeinsame Behandlung. Die Vorsitzende lässt darüber abstimmen.

Der Ausschuss stimmt einstimmig der beantragten Veränderung der Tagesordnung 
zu.

Die Vorsitzende weist darauf hin, dass gemäß § 35 Abs. 2 der Gemeindeordnung ein geson-
derter Verfahrensbeschluss mit 2/3 Mehrheit über die nichtöffentliche Behandlung von Vor-
lagen erforderlich ist. Sie lässt über die Zuordnung des für den nichtöffentlichen Teil ange-
meldeten TOP 12.1 Feuerwehrgerätehäuser abstimmen:

Der Ausschuss stimmt einstimmig der Zuordnung zum nichtöffentlichen Teil der 
Sitzung zu.

Ferner teilt die Vorsitzende mit, dass gemäß § 35 Abs. 3 der GeschO der Bürgerschaft über 
die Teilnahme von Verwaltungsmitarbeitenden im nichtöffentlichen Teil der Sitzung vorm 
Eintritt abzustimmen sei. Es wird um die Teilnahme von den zuständigen Mitarbeitenden der 
Verwaltung gebeten.

Der Ausschuss stimmt einstimmig der Teilnahme der zuständigen Verwaltungsmitar-
beitenden zu. 

.“

zu 2 Genehmigung der Niederschrift
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zu 2.1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 10.05.2022

Keine Wortmeldung.

Die Niederschrift ist damit in der vorgelegten Fassung festgestellt.

zu 3 Anfragen / Antworten / Mitteilungen

zu 3.1 Mitteilungen der Vorsitzenden

Die Vorsitzende teilt mit, dass vom 24.-26.06.2022 die Tage der Artenvielfalt seien und ver-
weist auf die ausgelegten Broschüren.

Der Arbeitskreis Mehrweg sei mangels Beteiligung auf den September verschoben worden 
und die Vorsitzende appelliert, daran teilzunehmen. 

zu 3.2 Mitteilungen der Fachbereichsleitung

zu 3.2.1 Sachstand Bürgerservice /Umgang mit den Flüchtlingen aus der Ukraine

Frau Teege informiert über die aktuellen Corona-Regeln im Standesamt. Die Zahl der Teil-
nehmenden sei weiterhin begrenzt auf das Brautpaar und 10 weitere Personen (inkl. Trau-
zeugen, Fotografen). Zugelassen seien auch zu betreuende Kinder des Brautpaares. Der 
Garten sei weiterhin gesperrt, da durch die durchgehende Belüftung der Datenschutz nicht 
gewährleistet und auch der Lärmpegel zu hoch sei. Vor dem Gebäude sei jedoch Platz für 
2 - 3 Hochzeitsgesellschaften. Auf Nachfrage von Herrn Mauritz erklärt Frau Teege, dass im 
September der geplante Erweiterungsbau erneut im Gestaltungsbeirat diskutiert werde. Die 
Lindesche Villa solle dann nur noch für Trauungen zur Verfügung stehen. In dem Verwal-
tungsbau müssen dann voraussichtlich 27 Mitarbeitende untergebracht werden.

Herr Schultz informiert über die aktuellen Wartezeiten im Bürgerservice und rät dazu, bei 
Bedarf Express-Reisepässe zu beantragen, da die Bundesdruckerei derzeit Lieferengpässe 
habe. Die zusätzlichen Kosten dafür seien 32 Euro, Lieferung 3. Werktag nach Bestellung in 
das Bürgerservicebüro. 

Der Führerscheinpflichtumtausch erfolge momentan ohne Wartezeiten, ansonsten sei die 
Wartezeit bei den Führerscheinen ca. 2 Monate. Im Juli werden jedoch drei neue Mitarbei-
tende erwartet.

Die Wartezeit für Termine zur Beantragung von Pässen und Ausweisen betrage derzeit 2 
Tage. Termine würden aber morgens tagesaktuell und jeweils freitags für die kommende 
Woche frei geschaltet. Bei Meldeangelegenheiten liegen keine Wartezeiten vor. 
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zu 3.2.2 Munition in der Ostsee

Herr Hinsen schlägt vor, dass Herr Böttcher am 16.08.2022 im Ausschuss zum aktuellen 
Sachstand berichtet.

zu 3.2.3 Solarpotentialkataster

Frau Schäfers stellt das neue Solarpotentialkataster auf der Internetseite der Stadt vor, dabei 
sei eine individuelle Kosten- und Nutzen-Berechnung möglich, welche Dachflächen in Lü-
beck für Solarzellen geeignet sind und ab wann die Anschaffungskosten durch die einge-
sparten Stromkosten ausgeglichen sind (Amortisationszeit). Zusätzlich sind die Adressen der 
Anbieter für Solaranlagen aufgelistet. 

zu 3.2.4 Jahresbericht 2021 Stadtfeuerwehrverband

Frau Mählenhoff dankt dem Stadtfeuerwehrverband im Namen des Ausschusses für die ge-
leistete Arbeit. Herr Müller, Herr Höfel und Herr Hinsen schließen sich dem an. 

zu 3.3 Beantwortung von Anfragen

zu 3.3.1 Beantwortung der Anfrage von AM Müller zum Sachstand Gewässerunterhal-
tung Medebek

Frau von Gerlach-Zapf beantwortet die Anfragen des AM Müller sowie von den AM Höfel, 
Steffen und Röttger. Die Medebek sei ein berichtspflichtiger Wasserkörper der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL). Für die Medebek werde aktuell ein Gewässerunterhaltungsplan-
plan erarbeitet mit dem Ziel die ökologischen Ansprüche der WRRL zu erreichen und gleich-
zeitig eine Vermeidung von Überschwemmungen durch Abflussprobleme in anliegenden 
Siedlungsbereichen zu gewährleisten. Die LPA sei Unterhaltungsträger und für die Erstellung 
des Unterhaltungsplanes und die Umsetzung zuständig. Ein Entwurf für den Entwicklungs-
plan läge bereits vor und sei mit der Bitte um Stellungnahme an die Beteiligten des Ver-
fahrens (Stadtwald, UNB, EBL) geschickt worden. Die Abstimmungen des Entwurfes laufen 
derzeit. Der Sachverhalt werde von der uWB als äußerst komplex bewertet, daher könnten 
keine kurzfristigen Ergebnisse erwartet werden. 

zu 3.3.2 Anfrage des AM Rolf Müller (FDP) zur Geschwindigkeitsüberwachung in Bun-
tekuh
Vorlage: VO/2022/11215

Anfrage:
Sind Aussagen von Bewohnern in Buntekuh bekannt, dass die Grapengießerstr. als „Renn-
strecke“ benutzt wird und die Wachthauskoppel als Ausweichstrecke zur Ziegelstr., wobei 
dort die vorgeschriebenen 30 km/h meist überschritten werden?

https://www.luebeck.de/de/stadtentwicklung/klimaschutz/solarpotentialkataster.html
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Gibt es dort vermehrt Geschwindigkeitsüberwachungen?

Wie kann die Verwaltung die vielleicht subjektiven Empfindungen der Bewohner richtigstellen 
und ggf. Abhilfe schaffen?

Antwort:
Herr Schultz beantwortet die Anfrage von Herrn Müller. Bislang lägen keine Erkenntnisse 
oder belastbare Zahlen zu vermehrten Geschwindigkeitsverstößen in der Grapengießerstr. 
vor und auch zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen in der Wachthauskoppel lägen keine 
Beschwerden vor. Der Kommunale Ordnungsdienst werde in beiden Straßen zu verschiede-
nen Zeitpunkten Probemessungen vornehmen.

Herr Zahn fragt nach dem Sachstand zur 2. Blitzersäule in Kücknitz/Rangenberg. Herr Hin-
sen bestätigt, dass dies im Gesamtkonzept geprüft werde und entsprechend der örtlichen 
Möglichkeiten und objektiven Notwendigkeiten berücksichtigt werde. Herr Zahn vermisst wei-
terhin die Statistik zum Einsatz der Blitzfahrzeuge und die Definition der 100 %-Auslastung.

Anmerkung der Protokollführung nach der Sitzung:
Die zweite Blitzsäule ist beauftragt, die Lieferzeit betrage ca. 10 Wochen, die benötigte Auf-
bauzeit und somit auch der Fertigstellungstermin sei noch nicht bekannt.

Die angemahnte Statistik ist in der Niederschrift vom 22.03.2022 zu TOP 7.1 
Installierung einer zweiten Blitzsäule, Fahrtrichtung Travemünde aufgeführt worden. 

Auslastung der Blitzerfahrzeuge (Stand Mai):
Multanova blau, Skoda Roomster: 85 % Steigerung um 8,36 %
Multanova weiß, Skoda Roomster: 74 % Steigerung um 20,39 %
ESO,     VW-T5-Bus: 60 % Steigerung um 29,74 %

Es sind in den vergangenen Wochen neue Kolleg:innen zu Messbeamten ausgebildet wor-
den und weitere werden folgen.

zu 3.3.3 Anfrage des AM Rolf Müller (FDP) zur Grünen Lunge in Buntekuh
Vorlage: VO/2022/11216

Anfrage:
Einige Anwohner in Buntekuh befürchten, dass durch die Auflösung des Pachtvertrages ei-
nes Teilgebietes des Kleingartengeländes eine „grüne Lunge“ mit vielen Obstbäumen und 
einer reichen Tier- und Pflanzenwelt zerstört werden könnte.

Wie kann die untere Naturschutzbehörde zusammen mit der Bauverwaltung den Anwohnern 
das umfangreiche Verfahren zur Erstellung einer Flächennutzungsänderung und der Aufstel-
lung eines B-Plans verständlich machen und das Gefühl der Machtlosigkeit in dem Verfahren 
nehmen?

Schriftliche Antwort von Frau Belchhaus (FB 5): 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans 22.05.00 - Buntekuh / Grapengießerstraße - und 
der zugehörigen 145. Änderung des Flächennutzungsplans solle ein Teil des Kleingartenge-
ländes zugunsten von gewerblichen Bauflächen überplant werden. Im Zuge des Bebauungs-
planverfahrens werde die Öffentlichkeit gemäß den gesetzlichen Vorgaben des Baugesetz-
buchs zweimal beteiligt und könne zu den Zielen der Planung Bedenken und Anregungen 
abgeben.Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit kann zudem als Veranstaltung durch-
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geführt werden, die Bürger:innen haben dann die Gelegenheit die Themen im Dialog mit der 
Verwaltung zu besprechen.

Der Termin für die frühzeitige Beteiligung steht derzeit noch nicht fest
Herr Hinsen schlägt vor, den FB 5 zu diesem Thema zur nächsten Sitzung einzuladen.

zu 3.3.4 Anfrage des AM Frank Zahn (SPD-Fraktion)
zur Sperrung des Wakenitzwanderweges im Bereich Schäferstraße bis Kanin-
chenbergweg
Vorlage: VO/2022/11221

Anfrage:
Seit mehreren Monaten ist der seit gut 50 Jahren bestehende Uferwanderweg an der
Wakenitz (Dräger-Wanderweg), der ein zentrales Naherholungsgebiet für die Bevölkerung
darstellt, gesperrt.
Ich bitte um Beantwortung folgender Fragen:
1. Warum ist dieser Weg gesperrt?
2. Welche eingeleiteten und durchgeführten Maßnahmen rechtfertigen diese scheinbar
„nicht endende Sperrung“?
3. Ist diese Sperrung temporär oder ist eine dauerhafte Sperrung vorgesehen“?
4. Nach den uns vorliegen Informationen sind verschiedene städtische Ämter bzw. Be-
reiche (u.a. Grünflächenamt, UNB) und sogar ein Landesamt (ONB) für diesen „Ausschluss
der Menschen aus der Natur“ verantwortlich.
• Wer koordiniert hauptverantwortlich diese Entscheidungsfindung?
• Welche externe Fachlichkeit, Baumpflegefirmen, Gutachter etc. wurden
Beauftragt?
5. Ist beabsichtigt den Wanderweg materiell aufzuarbeiten (Einbringen von Kies o.ä.)?
6. Welche Kosten (geschätzt) sind bislang entstanden und welche Gesamtkosten wer-
den voraussichtlich bis zur Freigabe des Weges entstanden sein?

Antwort:
Frau von Gerlach-Zapf beantwortet die Fragen und erläutert die aktuelle Situation. Es disku-
tieren die AM Röttger, Pätau, Mauritz, Mählenhoff, Zahn sowie Herr Franzke. 

Ziel sei es, den größten Teil des Weges im Sommer freizugeben, für die gesamte Freigabe 
müsse erst ein Konzept zwischen den Verantwortlichen vereinbart werden, ein Fertigstel-
lungstermin könne noch nicht genannt werden. Der aktuelle Sachstand werde in der Sep-
tember-Sitzung des Ausschusses bekannt gegeben.

zu 3.4 Neue Anfragen

Herr Mauritz fragt, warum der Ausschuss nicht die VO 2022/10894 - B-Plan 32.59.00 
Howingsbrook -  auf der Tagesordnung habe, diese sei gestern im Bauausschuss behandelt 
worden. Herr Senator Hinsen sagt zu, dass er den FB 5 auf die Vereinbarung hinweisen 
werde, damit zukünftig wieder mehr auf die Beratungsfolge geachtet werde.
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Der Ausschuss nimmt die Mitteilungen, Informationen und Anregungen unter dem 
TOP 3 zur Kenntnis. 

zu 4 Berichte

zu 4.1 VO/2022/11142
Sachstand zur Begegnungsstätte für drogensuchtkranke Bürger:innen

Herr Trabs gibt einen kurzen Sachstandsbericht zur Sicherheitspartnerschaft zwischen Poli-
zei und der Hansestadt Lübeck. Herr Trabs bedauert die Verzögerung bei der Drogenbegeg-
nungsstätte. Aus polizeilicher Sicht wäre die daran orientierte Auflösung der offenen Drogen-
szene am Krähenteich zu einem späteren Zeitpunkt nachhaltiger gewesen, d. h. der Entste-
hung einer neuen offenen Drogenszene im Bereich Denkmäler/ Lindenplatz hätte besser 
entgegengewirkt werden können, wenn vorher bekannt gewesen wäre, dass die geplante 
Begegnungsstätte deutlich später eröffnet werden könne. Nach enger Abstimmung im Rah-
men der Sicherheitspartnerschaft mit Herrn Bürgermeister Lindenau gehe er nun von einer 
Fertigstellung der Begegnungsstätte im Januar 2023 aus. Bis dahin müssen und werden po-
lizeiliche Maßnahmen ebenso wie Maßnahmen i.R. der Straßensozialarbeit gewährleisten, 
dass die im Bereich Lindenplatz / Denkmäler entstanden Drogenszene kontrollierbar bleibe.

Herr Braatz erklärt die aktuelle Situation am Bahnhof anhand von Fotos. Die Alkohol- und die 
Drogenszene seien zusammen insbesondere in den Grünflächen rund um das Bismarck- 
und das Kaiser-Wilhelm-Denkmal ganztägig anzutreffen. Eine Trennung wie vor der Auflö-
sung der Szene am Krähenteich wäre wünschenswert. Die bekannten Polizisten hätten das 
Vertrauen der Betroffenen vor Ort, jedoch nehme die Aggressivität gegenüber der Polizei 
und Anderen im Tagesverlauf regelmäßig zu. Die Zunahme der Gewaltbereitschaft gegen-
über Ordnungskräften sei dabei grundsätzlich zu beobachten, sowie die Zunahme der Be-
schaffungskriminalität. Aufgrund fehlender Rückzugmöglichkeiten und dem Hausverbot der 
Substitutionspraxis für diese Klientel, käme es bereits zu Abbrüchen der Entzugstherapien. 
Der ZOB als Eingangsportal der Hansestadt Lübeck werde als Angstraum sowohl von den 
Bürger:innen als auch von den Tourist:innen wahrgenommen und stelle insbesondere für 
Kinder und Tiere eine Gefahr dar. Eine tägliche Reinigung und Müllentsorgung des Platzes 
wäre hilfreich. Ein Alkoholverbot befände sich aktuelle in Abstimmung, jedoch nur für die 
Grünflächen und nicht für die Bänke im Gehwegbereich. Der notwendige ständige Personal-
einsatz wirke sich auf die sonstige Aufgabenerfüllung aus. Herr Trabs merkt an, dass die Si-
tuation zwar nicht mit der Lage am Krähenteich, bevor die polizeilichen Maßnahmen gegrif-
fen habe, zu vergleichen sei, durch das Zusammenkommen von Drogenkranken, der Trin-
kerszene / Dealern sowie Patienten der Substitutionspraxis jedoch kritisch sei und sich zum 
Nachteil sowohl der Betroffenen vor Ort, der Bürger:innen und der Einsatzkräfte auswirke.

Es diskutieren die AM Mauritz, Steffen, Kuncke, Zahn, Martens, Friedrichsen, D´Amico, Mül-
ler. Herr Senator Hinsen verweist auf die notwendige Zusammenarbeit aller Kräfte. Frau 
Mählenhoff bittet die Verwaltung und Polizei darum, weitere Lösungen zu prüfen, z. B: häufi-
gere Leerung der Abfallbehälter, ggf. größere Abfallbehälter, Wetterschutz für die Wartenden 
der Praxis, um das Problem vor Ort zu entschärfen. 

Frau Anton erläutert die aktuelle Situation und die Gründe der Verzögerungen, laut KWL 
werde die Fertigstellung für den Januar 2023 angestrebt, ein früherer Termin sei nicht mög-
lich 

Nachtrag von Frau Anton nach der Sitzung:
Zwischenzeitlich liege der Nachtrag zur Baugenehmigung für die geänderte Baukonstruktion 
vor und die Arbeiten vor Ort werden ab kommender Woche beginnen.
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.

zu 5 Beschlussvorlagen

zu 5.1 Außerplanmäßige Bewilligung gem. § 82 GO
Vorlage: VO/2022/11147

Beschluss:
Für das Haushaltsjahr 2022 werden gem. § 82 GO bei dem Produktsachkonto 128001.000. 
5271007 Katastrophenschutz / Aufwendungen Ersatzvornahmen und Maßnahmen der Ge-
fahrenabwehr 750.000,- EUR für die Unterbringung und Verpflegung von Flüchtlingen aus 
der Ukraine außerplanmäßig bewilligt. 
Zur Deckung dienen Mehrerträge bei dem PSK 611001.000.4111000 Steuern, allgemeine 
Zuweisungen, allgemeine Umlagen / Schlüsselzuweisungen vom Land in Höhe von 
750.000,- EUR.

einstimmige Annahme x
einstimmige Ablehnung
Ja-Stimmen
Nein-Stimmen
Enthaltungen
Kenntnisnahme
Vertagung

Abstimmungsergebnis

Ohne Votum

zu 6 Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft

zu 7 Anträge von Ausschussmitgliedern

zu 7.1 Dringlichkeitsantrag von Dr. Marek Lengen (SPD-Fraktion) und Jochen Mauritz 
(CDU-Fraktion): "Wir tun was für Bienen!"
Vorlage: VO/2022/11248

Herr Mauritz erklärt den Antrag, es diskutieren die AM Mählenhoff, Zahn und Müller.
Beschluss:
Der Bürgermeister wird beauftragt, dass die Hansestadt Lübeck sich am bundesweiten 
Pflanzwettbewerb „Wir tun was für Bienen!“ beteiligt.

einstimmige Annahme
einstimmige Ablehnung
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Ja-Stimmen 12
Nein-Stimmen
Enthaltungen 2
Kenntnisnahme
Vertagung

Abstimmungsergebnis

Ohne Votum

zu 8 Polizeibeirat

zu 8.1 Polizeiliche Kriminalstatistik 2021

Herr Hermes erläutert die Kriminalstatistik 2021 und begründet die Veränderungen, vieles sei 
durch die Corona-Maßnahmen der letzten zwei Jahre zu erklären. In vielen Bereichen sei 
das durchschnittliche Niveau von vor Corona zu verzeichnen, außer bei den Kinderpornogra-
fischen Straftaten. Die Zunahme der Sexualdelikte betrage etwa 40 %. Herr Hermes beant-
wortet Fragen der AM Zahn, Friedrichsen und Steffen.

Die Polizei teilt nach der Sitzung auf die Frage von Frau Friedrichsen mit:
Von den 672 Opfern von Partnerschaftsgewalt im Jahre 2021 in Lübeck seien 511 weiblich 
(70,04 %) und 161 männlich (23,96 %) gewesen. .

zu 8.2 Verkehrssicherheitsbericht 2021

Herr Axel Lepine informiert über die Entwicklungen zur Verkehrssicherheit. Zunehmend stel-
len die Pedelecs (E-Bikes) und E-Scooter eine Gefahrenquelle und Unfallursache dar, die 
registrierte Unfallzahl habe sich um etwa 145 % erhöht. Schwerpunkte für Unfälle seien im-
mer noch die Kreisverkehre und der Gustav-Radbruch-Platz. Die Polizei und der KOD ahn-
den Verstöße grundsätzlich unter Beachtung des Opportunitätsprinzips (Wahrung der Ver-
hältnismäßigkeit). Es gebe bereits fünf Anbieter für E-Scooter, die Anzahl der Scooter sei 
aber auf 2000 Stück seitens der Stadt reglementiert. Herr Lepine beantwortet Fragen der AM 
Martens, Höfel und Herrn Franzke.

zu 8.3 Drogenkonsumraum

Siehe TOP 4.1. 

Aus Sicht von Herrn Trabs müsse erst einmal eine Begegnungsstätte für die Süchtigen zur 
Verfügung stehen und beobachtet werden, wie sich die Situation dann darstelle, bevor über 
die Einrichtung eines Drogenkonsumraums entschieden werden könne. Die Erfahrungen aus 
anderen Städten dazu seien gemischt. 

zu 8.4 Beantwortung Anfragen AM Zahn

Herr Zahn kritisiert, dass seine Fragen nur als Tischvorlage verteilt und nicht in Allris einge-
stellt worden seien. Die Geschäftsführung des Ausschusses stellt daraufhin klar, dass die 



Seite: 13/15

Fraktionsbüros Vorlagen der Fraktionen in Allris einstellen können und dafür nicht die Proto-
kollführung des Ausschusses zuständig sei. Die Fragen seien der Polizei für die heutige 
mündliche Beantwortung weitergeleitet worden.

1. „Elektrokleinstfahrzeuge“, sog. E-Scooter:
Insbesondere bei jungen Leuten sind E-Scooter beliebt, und die Anzahl der An-
bieter und der Stückzahlen im Stadtgebiet steigen ständig. Von 2020 auf 2021 
sind die Unfallzahlen um 150% (auf über 80 Stck.) gestiegen. Gelegentlich soll es 
auch eine Nutzung unter Drogen- oder Alkoholeinfluss gegeben haben!
 Wir bitten um ein Statement von Polizei und Stadt wie sich die aktuelle La-

ge darstellt und welche Maßnahmen geplant sind um einer Gefährdung 
des „Öffentlichen Raumes“ entgegen zu wirken. 

Antwort: siehe TOP 8.2.

2. Kriminalstatistik 2021:
Leider wurde diese Statistik nicht im zuständigen sicherheits- und ordnungs-politi-
schen Ausschuss erörtert, sondern nur durch die Polizei in der örtlichen Presse 
veröffentlicht.
 Wir bitten um eine Erläuterung der Statistik und um eine Einschätzung wie 

sich insbesondere,
- Corona aus polizeilicher Sicht ausgewirkt hat
- Ob es besonders zu beobachtende Stadtteile gibt 
- Wie sich das Vertrauen der Menschen in die rechtsstaatliche Be-hand-

lung durch die Polizei entwickelt

Antwort: siehe TOP 8.1.

3. Anti Corona Demos:
Fast wöchentlich müssen und mussten wir auch in Lübeck solche Art von De-
monstrationen zur Kenntnis nehmen. 
Gemeinsam mit möglicherweise Reichsbürgern, Rechtsextremisten u.a. gehen 
diese Impfleugner auf die Straße und wollen so auf ihre „wirren Themen und Ein-
schätzungen“ aufmerksam machen. 
 Kam es bei dieser Vielzahl von Demos zu Delikten, die ein Einschreiten 

der Ordnungsbehörden erforderlich machten (z.B. Abweichen von der Auf-
zugsstrecke, nicht Einhaltung von Auflagen, verwenden von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organisationen)

 Wie wird die Teilnehmerzahl durch die Polizei ermittelt (bei einigen Teil-
nahmen waren wir überrascht über die Vielzahl der Demonstranten und 
der geringeren Anzahl der Teilnehmenden an der Gegendemo)

4. Kundgebung mit dem Herrn Bundeskanzler am 09. April 2022:
Bei der o.a. Veranstaltung sprach u.a. auch der Bundeskanzler. Die Veranstaltung 
wurde lautstark und fortlaufend durch Impfleugner u.a. Personen gestört.
Nach unseren Erkenntnissen wurde dieser „Gegendemo“ ein anderer Platz für ei-
ne Abschlusskundgebung auferlegt. 
 Wie konnten diese Personen es schaffen an dem o.a. Veranstaltungsort 

zu gelangen und so massiv zu stören oder konnte seitens der Ord-nungs-
behörden nicht eingeschritten werden?

5. Fahrradfahrende in Lübeck:
Durch die Bevölkerung erreichen uns immer wieder Beschwerden über 
rücksichtslose und verkehrswidrige Radfahrende. Dabei wird kritisiert, dass sich 
möglicherweise Polizei und Ordnungsamt zu „lasch“ gegenüber den Radlern ver-
halten und sehr restriktiv einschreiten. Insbesondere wird beklagt, dass
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- Fahrradfahrende auf Fußwegen fahren und dann auch noch klingeln 
um „freie Fahrt“ zu fordern

- Ständig die Fußgängerzone nutzen
- Radler „Roten Ampeln“ über Fußwege ausweichen
- Und überhaupt Fußgänger ständig in Gefahr laben, von Radlern „über 

den Haufen gefahren zu werden“

 Wie stehen die Ordnungsbehörden zu diesen Vorwürfen
 gibt es einen statistischen Anstieg von Vergehen etc. durch Radler
 zu welchem Prozentanteil sind Radfahrende an einem Verkehrsunfall 

KFZ/Rad selbst schuld
 welche Maßnahmen wurden ergriffen um diesen Vorwürfen entgegen zu 

wirken

6. Verfassungsfeindliche Tendenzen in Sicherheitsbehörden:
Die Bundesinnenministerin hat einen Lagebericht zu Rechtsextremisten,
„Selbstverwaltern und Reichsbürgern vorgestellt. Der Bericht führt u.a. aus, dass 
es vereinzelt tatsächliche Anhaltspunkte und Bestrebungen gegen die freiheitlich 
demokratische Grundordnung durch Mitarbeitende gibt.
 Sind auch bei unseren Sicherheitsbehörden solche Fälle bekannt gewor-

den?

Antworten zu den Fragen 3. - 6.:

Herr Trabs beantwortet die Fragen des AM Zahn, sowie der AM Steffen, Höfel, Mauritz, Mar-
tens, Pätau und Friedrichsen.

zu 9 Verschiedenes

E-Scooter:

Herr Nitz vom Behindertenbeirat berichtet von den zunehmenden Schwierigkeiten für Men-
schen mit Behinderungen aufgrund rumliegender E-Scooter und fordert mehr Einsatz und 
Verständnis der Ordnungskräfte zum Schutze der Bürger:innen. Herr Senator Hinsen stellt 
klar, dass das Problem bekannt sei und der KOD auch entsprechend tätig werde, jedoch 
nicht nur für störende Scooter zuständig sei und andere Aufgaben auch Priorität haben. Herr 
Höfel unterstützt die Aussage von Herrn Nitz, Herr Steffen berichtet ebenfalls von einer ent-
sprechenden Beobachtung einer Gefahrensituation für eine sehbehinderte Bürgerin. Frau 
Mählenhoff merkt an, dass jeder Bürger rumliegende E-Scooter zur Seite räumen und in 
Gefahrensituationen helfe könne. Herr Steffen versteht diese Aussage der Vorsitzende als 
Unterstellung der unterlassenen Hilfeleistung. Frau Mählenhoff stellt klar, dass dies nur eine 
allgemeine Aussage und keine persönliche Unterstellung gewesen sei. 

Auf Antrag von Herrn Zahn unterbricht die Vorsitzende die Sitzung von 19.00 – 19:10 Uhr. 

Bahnübergang Semiramis:

Herr Röttger weist daraufhin, dass lt. Öffentlicher Bekanntmachung der Bahnübergang er-
satzlos entfallen solle, dagegen werde eine Klage erhoben..

zu 10 Ende des öffentlichen Teils

Die Vorsitzende schließt um 20:13 Uhr den öffentlichen Teil der Sitzung. Die Öffentlichkeit 
und alle nicht zur Teilnahme Berechtigten verlassen den Sitzungsraum.
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Die Sitzung wird um 20:14 Uhr von der Vorsitzenden mit dem nichtöffentlichen Teil fortge-
setzt.

zu 16 Bekanntgabe der im nicht öffentlichen Teil gefassten Beschlüsse

Die Vorsitzende gibt bekannt, dass keine nicht öffentlichen Beschlüsse gefasst worden sei-
en.

Die Vorsitzende beendet die Sitzung um 20:15 Uhr und wünscht allen Anwesenden eine 
schöne Sommerpause.

Lübeck, den 12. September 2022

Silke Mählenhoff
Vorsitzende/r  

Melanie Reichenauer
Protokollführung
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